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WIENER CENEINDERAD
Sitzungvomh .Juni1926

BürgermeisterSeitzeröffnetumfünfUhrnachmittagsdie
Sitzung.Erteiltmit ,dassGemeinderatDrechsler(Sozialdemokrat)wegenei¬
nerschwerenAugenerkrankungseinMandatzurückgelegthat .AnseineStel¬
le wurdeProfesserDr .Neubauereinberufen .Fürdenkürzlichverstorbenen
sozialdemokratischenGemeinderatRudolfMüllerist derNachfolgerStanis-¬
lausSchneideranwesendBeideleistendieAngelobung.OhneWortmeldungwirdeineReihevonAnträgenangenonmen,
darunteraufAntragdesVizebürgermeistersEmmerlingeinMietvertrag
zwischenderSophiensäleA. . "anlässlichderFrrüchtungeinerGleich¬
richterstationindemdieserUnternehmunggehörigenHauseaufderLand¬
strasseMarxergasse17 ,derAntragdesStadtratesProfessorTandler,
einenRestbetragvon8 .775SchillingausdenKostenfürdieFrrichtung
desKriegerdenkmalesamfdemWienerZentralfriedhofaufdemBudgetkre¬
ditzuverweisen.DieAnträgedesGemeinderatesIseraufStrassenher¬
ztellungenimKX.Bezirk,WehlistrasseundDenaueschingengasse,Kosten
190. 000SchillinginderPfeilgasseimVIII.Bezirk(Kosten23,000),
derNeubaueinesHauptunratskanalesinderHöhenstrassenächstdenVolks
wohnhausbautenaufderSandleitenin Ottakring(Kosten24. 000Schilling),
derNeulegungeinesHauptversorgungsrohrstrangesdesWasserbehälters
BreitenseeimZugederCablenzgassedesGutraterplatzesundderEnen¬
kelstrasseinFünfhausundOttakring)Kosten500. 000) ,aufFrrichtung
einesLagergebäudesimRohrlagerGuldengasse2inHietzing(Kosten
60.000S)undeinMehrerfordernisfürdieRegulierungundUmpflasterung
derWähringerstrassevonderWeinhäusergassebiszurSimonygassevon
25. 000Schilling .AufAntragdesGemeinderatesSchützwirddieBaube¬
willigungfüreinenWerkstättenanbauundweitereAnbautenandieUnter¬
stationAlsergrundderstädtischenElektrizitätswerkeerteilt undeine
AusnahmevondenParkschutzgebietenbeiderPrrichtungeinesTrafik¬
kieskinderHochschulstrasseinWähringgemacht.Schliesslichwirdaug
AntragdesGemeinderatesThallerderGenossenschaftbildenderKünstler
fürdieFrühjahrsausstellung1926einEhrenpreisderStadtWienvon
800Schillingbewilligte

VizebürgermeisterEmmerlingberichtetzunächstüberdie
ErrüchtungeinerTransformatirenstationimGaragegebäudedesHofesder
Stiftskaserne,womitderHeeresverwaltungeinBestandvertragaufdie
Dauervon25Jahrenabgeschlossenwerdensoll .DieVerbauungderBezirke
MariahilfundNeubauist sodichtdieBevölkerunghatzugenommenund
dieReklamebeleuchtungist bedeutendgestiegen,sodasszurbesserenVer¬
teilunganStelle der bisherignTransformatorenstationeninder
HermanngasseeineneueandemvorgesehenenPlatzeingerichtetwerden
soll .DerAntragwirdhieraufohneWortmeldungangenommen.SteR .SpeiserberichtetüberMassnahmenzugunstendes
nichtärztlichenSanitätspersonales,dasderMagistratsabteilung30
untersteht.DergetroffenenVerfügungsolldienachträglicheGenehmi¬

Vierundzwanzigstun¬gungerteilt werden .AnStelledes
dendienstestritt ein Wechseldienstvon12und8Stundenschichten,
derPersonalstandwirdverringertundfürMehsleistungenZulagenfest

gesetzt .DieSeuchenwehrzulagewirdaufgehoben.NachlangwierigenVer¬
handlungenist es nunmehrgelungeneine Einigungzu erzielen fürdie

Allgemeinheitist wichtig ,dassdieTransportgebührenumvierSchilling
herabgesetztwerdenkonnten.

. R.Doppler(chr,soz .)erklärt,dassErsparungenund
dieHerabsetzungvonGebührenfürdenerstenMomentganzbestrickend
wirken .GegendenDersonalabbaujedochmussmanPinsprucherheben.
DenndurchdieMehrleistungenwerdenvieleAngestellteineinerecht
ungemütlicheSituationgebracht,dieseMehrleistungenwillmanjetzt
durchGeldausgleichen ,währendmansonst in diesemFall gerndasWort

Ausbeutung" hört .DieseAusbeutungpraktizierenaberindiesemFallehal
Sie .AnlässlichdieserReformenwerdenauchVersetzungenvorgenommen.Man
hateinenSanitätsgehilfenmit21DienstjahrenalsNachtwächternachSt.
MarxversetzteDerMannwurdefrüherinderKanzleiverwendet.Dasist
einebrutaleRücksichtslosigkeit .EinandererBediensteterwurdemit
15Diehstjahrenebenfallsals Nachtwächterverwendet ,obwohlihmindienst
licherBeziehungnichtsvorgeworfenwerdenkonnte .Mankönntedochdie-¬
seLeutealsSchulwarteAmtsgehilfenundMarktaufseherverwenden.Diese
PostenliegendochbeiläufigindemMilieuindemsichdieseBedienste¬
tenbisherbewegthaben.DiesePostensindauchvorhanden,weilmanVer¬
bandstreueLeutealsAufseheruntergebrachthat.

St . R.Speisererwidert,dassdieseKritikvollständigunan
gebrachtist .DasSanitätspersonalwirddurchdieseNeuregelungvon
einem36OstündlichenmonatlichenDienstaufeinen280stündigenDienst
herabgesetzt ,ohnedassdadurchein Verlustan Bezügeneintritt .DieLeu¬
te ,diejetzteinmonatlichesNebeneinkommenvon15bis63Schilling
habenwerdendanndurchschnittlich77SchillingimMonatalsNebeneinkon
menerreichen .Wasdie Versetzungenanlangt ,so mussentschiedenstder
Vorwurfzugückgewiesenwerden ,dasshierparteiischvorgegangenwurde.
DafürkannauchnichtdergeringsteBeweiserbrachtwerden .Esmussten
3uBediensteteaufeinmalübersetztwerdenunddaist esselbstverständ .
lich ,dassnichtalle Wanschebefriedigtwerdenkönnen.

WasdieAneragewegenderGehaltsbewegungderstädtischen
Angestelltenanlangtsokannichnurmitteilendassheutevormittags
eineSitzungderhöchstengewerkschaftlichenInstanzabgehaltenwurde,
inderbeschlossenwurdedassdieGewerkschaftskommissiondieVermitt¬
lungübernehmensoll .DenVerhandlungenselbst,dieeventuellstattfine
denwerden,willichnichtvorgreifen.

DieVorlagewirdunverändertangenommen.
. R .Hiess beantragt der Hietzinger FreiwilligenRettungs .

gesellschafteineSubventionvon600Schillingzugewähren.
DerAntragwirdohneDebatteangenommene
EsgelangennunzweiDringlichkeitsanträgederMinderheit

zurVerlesung.DerersteAntragverweistdaraufdassdiekriegsgeschädig-¬
tenBundesangestelltenweitbessergestelltsindals diekriegsgeschädig
tenGemeindeangestelltenundverlangt,dassderGemeinderatdiegleichen
Begünstigungen,die die BundesangestelltengeniessenauchdenGemeindean¬
gestelltengewährt.

DieDringlichkeitdiesesAntrageswirdvomGemeinderat
Dopplerbegründet,derdaraufverweistdassdieGemeinderatsmehrheitbis¬
herdieBesserstellungderkriegsgeschädigtenGemeindebedinestetenimmer
mitderBegründungabgelehnthat ,dassderBundhierzuweitgegangen
sei .JetzthatderBundeineModifikationvorgenommenundauchdieGe¬
meindesolltedasgleichetune

DemAntragwirddieDringlichkeitnichtzuerkannt.



DerzweiteDringlichkeitsantragschildertdiebekannten
VorgängevorderSchuleinderOberenAugartenstrasse,woderOberlehrer
eineVersammlungvonErstkommunikantennichtzugelassenhat .Eswirdver¬
langt,dassdieschultragendenPersonen,soweitsieOrganederGemeindesind ,derAhndungzugeführtwerden.

DieDringlichkeitdesAntrageswirdwenderGemeinderätin
Schlösinger(ehr,soz. )begründet,dieerklärt,dassdieserVorfall
unterderBevölkerungdeszweitenBezirkesberechtigtesAufsehenund
Empörunghervorgerufenhat .EswarandieserSchuleeinalterBrauchund
auchheuerhatderBezirksschulinspektordieSchulezurVersammlungder
ErstkommunikantenzurVerfügunggestellt.DerOberlehrerverweigerteaber
sowohldenKindernalsauchdenElterndenZutritt ,sodasseszutumul
tarischenSzenenkam.DenOberlehrertrifftderVorwurfderMissachtung
derAnordnungendesBezirksschulinsrektors,alsoseinervorgesetztenBed
hörde.EswärederStadtschulratverpflichtethiereinzugreifen,der
aberaufdenMagistratverweist,WirsindnichtdieserMeinungundwerden
dieAngelegenheitauchimStadtschulratbesprechen.Eshandeltsichhier
umeinenAktvonParteiterror.GleichgiltiginwelcheKompetenzdieAngee
legenheitfälltmussfestgesetelltwerden,dassessichumeinschweres
Unrechthandelt,weshalbdiePersonen,fallssieOrganederGemeindesind,
derAhndungzugeführtwerdenmüssene(Beifall)

DieDringlichkeitwirdabgelehnt,woraufdieChristlichsozi
lenlautprotestieren.St. R.Kunschakruft:DerSkandalistsoarg,dassSiehier
ihnnichtbesprechenwollen!. R.Preyer( chrsoz. )ruftlautun¬
ausgesetztSkandal.

BürgermeisterSeitzeEswirdhierdenBeamtenwohlder
schwersteVorwurfgemacht,derüberhaupterhobenwerdenkann,nämlich
dasssie sichgegendenDiensteidvergangenhätten .Dazumussdochgesagt
werden,dassessichhierkeineswegsumeinereligiöseUebung,wiesie
imReichsvolksschulgesetzvorgeschriebenisthandelt,sondernuneineZu
sammenkunftvonKindernundElternzumZweckeeinesDemonstrationszuges

DieChristlichsozialenprotestiereninerregtenRufen
gegendieseBezeichnung,GemeinderatKunschakruft :Dasist eineSchande!
BürgermeisterSeitz :EswarenzumeistschulfremdeKinderundschulfremde
Personen,dieindieSchulehineinwollten.DasAnsuchenumUeberlassung
derSchulefürdiesenZweckwaralsonichtandieSchulverwaltung,sondern
andieMagistratsverwaltungzurichten .SolcheAnsuchenwerdenauchvon
derMinderheitsehroftgestelltundunparteiischerledigt .ImUebrigen
kannichnurfeststellen ,dassdiesepersönlichenAngriffeaufeinzelne
städtischeAngestelltevollkommenunberechtigtsind .DieErhebungen
habenergeben,dassdieseOrganevollkommenkorrektvorgegangensidd .(Bei¬
fallbeiderMehrheitunderregteZwischenrufebeiderMinderheit).

UnterallgemeinerUnrufeschliesstBürgermeisterSeitz
umsechsUhrdreissigabendsdieSitzung.
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